
 

 
 

Öffentlicher Auftrag 
(Betrauungsakt) 

 

des Ostalbkreises 
 

für das Ostalb-Klinikum Aalen 
 

auf der Grundlage  
 

des 
BESCHLUSSES DER KOMMISSION 

 vom 20. Dezember 2011 
 

über die Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der  
Europäischen Union auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten  
bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem  

wirtschaftlichem Interesse betraut sind 
(bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(2011) 9380) 
(2012/21/EU, ABl. EU Nr. L 7/3 vom 11. Januar 2012) 

- Freistellungsbeschluss -, 
 
der 

MITTEILUNG DER KOMMISSION 
 vom 11. Januar 2012 

über die Anwendung der Beihilfevorschriften der Europäischen Union  
auf Ausgleichsleistungen für die Erbringung von  

Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 
(2012/C 8/02, ABl. EU Nr. C 8/4 vom 11. Januar 2012), 

 
der 

MITTEILUNG DER KOMMISSION 
 vom 11. Januar 2012 

Rahmen der Europäischen Union  
für staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen für die  

Erbringung öffentlicher Dienstleistungen (2011) 
(2012/C 8/03, ABl. EU Nr. C 8/15 vom 11. Januar 2012) 

 
und der 

RICHTLINIE 2006/111/EG DER KOMMISSION 
vom 16. November 2006 

über die Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und  
den öffentlichen Unternehmen sowie über die finanzielle Transparenz innerhalb bestimmter 

Unternehmen 
(ABl. EU Nr. L 318/17 vom 17. November 2006) 

Anlage 1 
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§ 1 
Sicherstellungsauftrag, Feststellungsbescheid 

 
(1) Nach Maßgabe des § 3 des Landeskrankenhausgesetzes haben die Landkreise die 
bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung mit leistungsfähigen Krankenhäusern 
sicherzustellen. Dabei handelt es sich um eine Dienstleistung von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse. 
 
(2) Die Aufnahme in den Krankenhausplan, seine Einzelfeststellungen sowie Änderun-
gen sind durch die Feststellungsbescheide des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 
09.12.1982, zuletzt geändert am 28.12.2010, festgestellt. 
 
 

§ 2 
Beauftragtes Unternehmen, Art der Dienstleistungen, Befristung 

(Zu Art. 4 des Freistellungsbeschlusses) 
 

(1) Der Landkreis Ostalbkreis beauftragt das Krankenhaus Ostalb-Klinikum Aalen 
mit der Erbringung nachstehender Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse im Gebiet des Landkreises: 
 

1. Medizinische Versorgungsleistungen: 
a) Medizinische Klinik I, 
b) Medizinische Klinik II, 
c) Frauenheilkunde und Geburtsmedizin, 
d) Chirurgische Klinik I, 
e) Chirurgische Klinik II, 
f) Neurochirurgie, 
g) Pädiatrie, 
h) Anästhesie und operative Intensivmedizin, 
i) Radiologie, 
j) Neurologie, 
k) Psychosomatik, 
l) Hals-, Nasen-, Ohrenheilkunde (Belegabteilung). 

 
2. Notfalldienste: 

a) Notfallambulanzen, 
b) Vorhalten von Notärzten für die Rettungsdienste entsprechend den Be-

schlüssen des Bereichsausschusses, 
c) Bereitstellen von Räumlichkeiten für eine Notfallpraxis. 

 
3. Unmittelbar mit diesen Haupttätigkeiten verbundene Nebenleistungen: 

a) Ambulanzen der Hauptabteilungen, 
b) Ambulantes Operieren, 
c) Ambulanzen Physikalische Therapie, 
d) Wahlleistung Arzt, 
e) Wahlleistung Unterkunft (Zimmer und Telefon), 
f) Betrieb einer Schule für Gesundheits- und Krankenpflege, 
g) Betrieb eines Parkhauses. 
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(2) Daneben erbringt das Krankenhaus folgende Dienstleistungen, die nicht zu den 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse zählen: 
 

1. Vermietung von Räumen in einem Medizinischen Dienstleistungszentrum 
mit Radiologischer Praxis, Chirurgischer Praxis, Friseur, Praxis für Ergothe-
rapie und Logopädie, Sanitätshaus, Dialysepraxis, Ambulantem OP-
Zentrum, Praxis für Augenheilkunde und Pflegehotel 

2. Vermietung Praxisräume Nuklearmedizin und Kernspintomographie 
3. Vermietung Praxisräume Strahlentherapie 
4. Vermietung eines Raumes für die Katholischen Sozialstationen 
5. Vermietung eines Raumes an eine Häusliche Kinderkrankenpflege 
6. Vermietung von Räumen an ein Pathologisches Institut 
7. Vermietung von Räumen an das MVZ Onkologie Ostalb 
8. Vermietung von Flächen zum Betrieb einer Cafeteria 
9. Vermietung von Praxisräumen in Bopfingen an eine Chirurgische Praxis 
10. Vermietung von Praxisräumen in Bopfingen an eine Praxis für Zahnheil-

kunde 
11. Vermietung von Verwaltungsräumen in Bopfingen an das Jobcenter Ost-

albkreis 
12. Vermietung von Räumen in Bopfingen an die Elternschule Frauenklinik Aa-

len e.V. 
 
(3) Die Beauftragung nach § 2 Abs. 1 ist befristet auf den 31. Dezember 2023. 
 
 

§ 3 
Berechnung und Änderung der Ausgleichsleistungen 

(Zu Art. 5 des Freistellungsbeschlusses) 
 

(1) Soweit für die Erbringung der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse nach § 2 Abs. 1 erforderlich, gewährt der Landkreis dem Krankenhaus Aus-
gleichsleistungen, insbesondere durch den Ausgleich eines Jahresfehlbetrags, die Ge-
währung von Investitionszuschüssen, sofern die Maßnahmen nicht durch den Bund 
oder das Land Baden-Württemberg gefördert werden, durch die Einräumung von Kas-
senkrediten im Rahmen eines Cash-Pools sowie die Übernahme von Bürgschaften. 
Aus diesem Betrauungsakt folgt kein Rechtsanspruch des Krankenhauses auf die Ge-
währung der Ausgleichsleistung. 
 
(2) Die Höhe des maximal vom Landkreis auszugleichenden Jahresfehlbetrags ergibt 
sich aus dem nach den gesetzlichen Regelungen und den dort vorgesehenen Parame-
tern erstellten und beschlossenen Jahres-Wirtschaftsplan des Krankenhauses. Die Hö-
he der in dem jeweiligen Wirtschaftsjahr höchstens notwendigen Kreditaufnahme und 
die Höhe der maximal zu übernehmenden Bürgschaften sowie anderer Ausgleichsleis-
tungen ergeben sich ebenfalls aus dem Jahres-Wirtschaftsplan des Krankenhauses. 
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(3) Führt die Erbringung der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Inte-
resse nach § 2 Abs. 1 aufgrund nicht vorhersehbarer Ereignisse zu einem höheren 
Fehlbetrag, kann auch dieser ausgeglichen werden.  
 
(4) Die Ausgleichsleistung geht nicht über das hinaus, was erforderlich ist, um die 
durch die Erfüllung der Gemeinwohlverpflichtung verursachten Nettokosten unter Be-
rücksichtigung eines angemessenen Gewinns abzudecken. Für die Ermittlung der Net-
tokosten, der zu berücksichtigenden Einnahmen und des angemessenen Gewinns gel-
ten Art. 5 Abs. 2 bis 8 des Freistellungsbeschlusses. 
 
(5) Soweit das Krankenhaus sonstige Tätigkeiten im Sinne von § 2 Abs. 2 ausübt, die 
keine Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse darstellen, die von 
diesem Betrauungsakt umfasst werden, muss das Krankenhaus in seiner Buchführung 
die Kosten und Einnahmen, die sich aus der Erbringung der einzelnen Dienstleistun-
gen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse gemäß § 2 Abs. 1 ergeben, getrennt 
von allen anderen sonstigen Tätigkeiten ausweisen. Das Krankenhaus erstellt hierfür 
eine Trennungsrechnung aus der Erfolgsplanung für das Planjahr und der testierten 
Gewinn- und Verlustrechnung für das abgeschlossene Geschäftsjahr. In dieser Tren-
nungsrechnung sind die den einzelnen Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli-
chem Interesse zuzurechnenden Aufwendungen und Erträge jeweils gesondert auszu-
weisen. Art. 5 Abs. 9 des Freistellungsbeschlusses ist zu berücksichtigen. Das Kranken-
haus wird die Trennungsrechnung dem Landkreis zur vertraulichen Kenntnisnahme 
übermitteln. 
 
 

§ 4 
Kontrolle hinsichtlich einer möglichen Überkompensation 

(Zu Art. 6 des Freistellungsbeschlusses) 
 

(1) Um sicherzustellen, dass die Voraussetzungen des Freistellungsbeschlusses für die 
Gewährung von Ausgleichsleistungen während des gesamten Zeitraums der Betrau-
ung des Krankenhauses erfüllt werden und insbesondere durch die Ausgleichsleistun-
gen keine Überkompensation für die Erbringung von Dienstleistungen nach § 2 Abs. 1 
entsteht, führt das Krankenhaus den Nachweis über die Verwendung der Mittel. Dies 
geschieht durch den jährlichen Jahresabschluss. Im Hinblick auf einen Investitionszu-
schuss kontrolliert der Landkreis ergänzend die Schlussrechnung über die Maßnah-
men. Im Hinblick auf übernommene Bürgschaften stellt der Landkreis zusätzlich jähr-
lich eine Übersicht über die übernommenen Bürgschaften auf. 
 
(2) Der Landkreis fordert das Krankenhaus zur Rückzahlung der Überkompensation 
auf. 
 
(3) Übersteigt die Überkompensation den jährlichen Ausgleich nicht um mehr als 
10 %, kann das Krankenhaus diese auf das nächste Kalenderjahr übertragen und von 
der für dieses Kalenderjahr zu zahlenden Ausgleichsleistung abziehen. 
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§ 5 
Vorhalten von Unterlagen 

(Zu Art. 8 des Freistellungsbeschlusses) 
 
Unbeschadet weitergehender Vorschriften sind sämtliche Unterlagen, anhand derer 
sich feststellen lässt, ob die gewährten Ausgleichsleistungen mit den Bestimmungen 
des Freistellungsbeschlusses vereinbar sind, während des Betrauungszeitraums und für 
einen Zeitraum von mindestens 10 Jahren ab Ende des Betrauungszeitraums aufzu-
bewahren und verfügbar zu halten.  
 
 
 
 
Dieser öffentliche Auftrag (Betrauungsakt) erfolgt auf der Grundlage des Beschlusses 
des Kreistags des Ostalbkreises vom 17. Dezember 2013 in öffentlicher Sitzung. Er tritt 
am 1. Januar 2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt der Betrauungsakt vom 12. März 2008 in 
der Fassung vom 21. Dezember 2011 außer Kraft. 
 
 
 
Aalen, 18. Dezember 2013 
 
 
 
 
Klaus Pavel 
Landrat 


